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ZPO §§ 1066, 1040 Abs. 1 S. 2, 1029, 1031; 
GmbHG § 2 Abs. 1 
Beurkundungspflichtigkeit von Schieds-
klauseln und Schiedsordnungen in 
Gesellschafts verträgen 

I. Sachverhalt
Im Gesellschaftsvertrag einer GmbH soll geregelt werden, 
dass Streitigkeiten von einem Schiedsgericht nach der je-
weils geltenden Schiedsgerichtsordnung der Deutschen 
Institution für Schiedsgerichtsbarkeit e. V. (DIS) endgültig 
zu entscheiden sind. Die Klausel soll auch für Streitigkeiten 
mit künftigen Gesellschaftern gelten.

In gleicher Weise soll geregelt sein, dass in bestimmten Fällen 
ein Mediationsverfahren gemäß der Mediationsordnung der 
DIS durchzu führen ist. 

II. Fragen
1. Müssen Schiedsvereinbarung und Schiedsordnung be-
urkundet werden?

2. Müssen Mediationsklausel und Mediationsordnung be-
urkundet werden?

III. Zur Rechtslage
1. Beurkundungspflichtigkeit der Schiedsklausel
a) Schiedsvereinbarung
Nach § 2 Abs. 1 S. 1 GmbHG bedarf die Satzung 
einer Gesellschaft mit beschränkter Haf tung der no-
tariellen Beurkundung. Für den Abschluss einer 
Schiedsvereinbarung genügt hingegen die Schriftform 
(§ 1031 Abs. 1 ZPO). 

Die Beurkundungspflicht nach § 2 Abs. 1 S. 1 GmbHG er-
streckt sich grundsätzlich sowohl auf obligatorische (vgl. § 3 
Abs. 1 GmbHG) als auch auf fakultative Abreden des Ge-
sellschaftsvertrags, soweit der entsprechenden Klausel körper-
schaftliche Wirkungen zukommen und sie Satzungscharakter 
haben soll. Sämtliche ma teriellen Satzungsbestandteile 
sind nach § 2 Abs. 1 S. 1 GmbHG beurkundungs pflichtig 
(vgl. BGH NJW 1969, 131; MünchKommGmbHG/J. Mayer, 
2010, § 2 Rn. 38; Baumbach/Hueck/Fastrich, GmbHG, 
20. Aufl. 2013, § 2 Rn. 12). 

Damit die Schiedsklausel als materieller Satzungs-
bestandteil nicht nur gegenüber den gegenwärtigen, 
sondern auch gegenüber zukünftigen Gesellschaftern 
Geltung erlangt (§ 1066 ZPO), ist sie als materieller Sat-
zungsbestandteil mitzubeurkunden (MünchKommZPO/
Münch, 4. Aufl. 2013, § 1066 Rn. 14; Hauschild/Böttcher, 
DNotZ 2012, 577, 592; BeckOK-ZPO/Wolf/Eslami, 
Std.: 15.6.2014, § 1066 Rn. 5). Demzufolge bedarf die 
Schiedsklausel in der Satzung der notariellen Beurkundung.
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Fraglich ist, ob sich aus der BGH-Entscheidung vom 
24.7.2014 (III ZB 83/13, NZG 2014, 1155 = DNotI-Report 
2014, 141) etwas anderes ergibt. Nach Auffassung des BGH 
ist eine im Zusammenhang mit einem formbedürf tigen 
Rechtsgeschäft abgeschlos sene Schiedsvereinbarung ih-
rerseits nicht formbe dürftig, wenn die Schiedsvereinbarung 
gemäß Auslegung unab hängig von der Wirksamkeit des 
Hauptvertrags gelten soll. Räume die Schiedsverein barung 
dem Schiedsgericht die Kompetenz zur Entscheidung 
über die Wirksamkeit des Hauptvertrags ein, sei die 
Schiedsvereinbarung als selbständig zu betrachten und 
damit nicht Teil des form pflichtigen Hauptvertrags (BGH, 
NZG 2014, 1155, 1157 f. Tz. 17 ff.). Aus § 1040 Abs. 1 S. 2 
ZPO folge, dass die Schiedsklausel als von den übrigen 
Bestimmungen unabhängige Vereinbarung gelten solle. 
Im konkret entschiedenen Fall führte dies dazu, dass die 
Schiedsvereinbarung weder § 311b Abs. 1 S. 1 BGB noch 
§ 15 Abs. 4 S. 1 GmbHG unterfiel. 

Unseres Erachtens sind diese Überlegungen indes nicht 
auf einen GmbH-Gesellschaftsvertrag zu übertragen. 
Die Frage, ob die Schiedsklausel auch bei Nichtig keit 
des Gesellschaftsvertrags greift (zur Schiedsfähigkeit 
der Nichtigkeitsklage vgl. BeckOK-GmbHG/Trölitzsch, 
Std.: 1.10.2014, § 75 Rn. 9.1 m. w. N.), kann dabei dahin-
stehen. Die Schiedsvereinbarung ist zwingend nota riell zu 
beurkunden, damit sie materieller Satzungsbestandteil wer-
den kann. Nur wenn die notarielle Form gewahrt ist, kann 
die Klausel als Satzungsinhalt auch gegenüber künftigen 
Gesellschaftern wirken. Eine schriftliche Vereinbarung 
i. S. v. § 1031 ZPO böte keine Grundlage für die Geltung 
der Schiedsklausel gegenüber künftigen Ge sellschaftern. 
Das wird nicht zuletzt in § 1066 ZPO deutlich, der auf die 
Anord nung der Schiedsklausel durch Gesellschaftsvertrag 
verweist.

Daher ist u. E. davon auszugehen, dass die 
Schiedsvereinbarung gem. § 2 Abs. 1 S. 1 GmbHG der no-
tariellen Beurkundung bedarf. 

b) Schiedsgerichtsordnung
Erstreckt sich die Beurkundungspflicht des § 2 Abs. 1 S. 1 
GmbHG auf die Schieds klausel, fragt sich, ob auch die in 
Bezug genommene Schiedsgerichtsord nung der DIS e. V. 
mitbeurkundet werden muss. 

Dabei ist zunächst zu klären, ob die derzeit geltende 
Schiedsgerichtsordnung der DIS (sog. starre Verweisung) 
oder die im Zeitpunkt der Verfahrenseinleitung gülti-
ge Fas sung maßgeblich sein soll (sog. dynamische 
Verweisung). Im Regelfall wünschen die Beteiligten eine 
dynamische Verweisung; eine „Versteinerung“ der maß-
geblichen Verfahrensordnung und die Anwendung über-
kommener Verfahrensre geln durch das Schiedsgericht 
dürften nämlich nicht in ihrem Interesse sein. Handelt 
es sich gleichwohl um eine starre, nicht dynamische 
Verwei sung, so erstreckt sich die Beurkundungs-
pflicht nach einem Teil der Literatur auch auf die in 
Bezug genom mene Schiedsgerichtsordnung, denn diese 
Schiedsgerichtsordnung betreffe insoweit den „dinglich“ 
wirkenden Satzungsinhalt (Hauschild/Böttcher, DNotZ 
2012, 577, 592; Gut achten DNotI-Report 2008, 188, 189; 
a. A. Wachter, EWiR 2014, 267, 268; Görner, in Rowedder/
Schmidt-Leithoff, GmbHG, 5. Aufl. 2013, § 15 Rn. 40). 

Verweist die Schiedsvereinbarung – wie vorliegend – dyna-
misch auf die geltende Schiedsordnung der DIS, dürfte sich 

die Lage anders darstellen. Bei dynamischen Verweisungen 
geht die überwiegende Ansicht nicht davon aus, dass sich 
das Beurkundungs er fordernis auf die Schiedsordnung 
erstreckt (OLG München DNotZ 2014, 206, 211 f.; 
Gutachten DNotI-Report 2008, 188, 189; Hauschild/
Böttcher, DNotZ 2012, 577, 593; Wachter, EWiR 2014, 
267, 268; Heskamp, DNotZ 2014, 212, 214 f.; ders., RNotZ 
2012, 415, 427; a. A. Kindler, NZG 2014, 961, 965 f.). Sie 
stützt sich da bei auf den Rechtsgedanken des § 317 BGB: 
Könnten die Parteien selbst bei be urkundungsbedürftigen 
Verträgen ohne Weiteres die Leistungsbestimmung einem 
Dritten über lassen (§ 317 BGB), müsse dies hinsichtlich 
der Gestaltung des Schiedsverfahrens erst recht möglich 
sein (vgl. OLG München DNotZ 2014, 206, 211 f.). Die 
oben zitierte BGH-Entscheidung vom 24.7.2014 (NZG 
2014, 1155) verhält sich zu der Frage nicht. Sie setzt bei 
der Schiedsvereinbarung an, nimmt aber nicht auf die 
Unter schiede zwischen Vereinbarung und Schiedsordnung 
Bezug. 

Die h. A. ist u. E. überzeugend. Auch wenn der Sache 
nach keine Kon kretisierung der Leistungspflicht i. S. v. 
§ 317 BGB vorliegt, dürfte sich der Rechtsgedanke 
der Vorschrift entsprechend heranziehen lassen. Die 
Beurkundungspflicht erfasst nicht einmal den im Zeitpunkt 
der Vertragsunter zeichnung bekannten Vertragsinhalt (vgl. 
aber Kindler, NZG 2014, 961, 965). Denn die maß-
geblichen Bestimmungen der Schiedsordnung ste-
hen im Zeitpunkt des Vertragsschlusses noch über-
haupt nicht fest. Die gegenwärtigen Be stimmungen der 
DIS-Schiedsordnung konkretisieren den Inhalt des von 
den Parteien verein barten Rechtsgeschäfts nicht, da die 
Parteien gerade nicht die ge genwärtigen, sondern die je-
weiligen künftigen Bestimmungen der Schiedsordnung 
in ihr Rechtsgeschäft einbeziehen. Selbst wenn sämtliche 
Bestimmungen der DIS-Schiedsordnung revidiert würden, 
wäre die geltende Fassung der Schiedsord nung maßgeblich. 
Eine Beurkundung der gegenwärtigen Fassung ist daher 
weder geboten noch zweckmäßig.

Daher sprechen die besseren Gründe dafür, dass die 
Schiedsgerichtsordnung nicht mit be urkundet werden muss, 
wenn auf sie dynamisch verwiesen wird. Allerdings dürf-
te es sich empfehlen, in der Schiedsvereinbarung, die ja 
mitzubeurkunden ist, den dynamischen Charakter des 
Verweises ausdrücklich klarzustellen. 

2. Beurkundungspflichtigkeit der Mediationsklausel 
Wie sich die Rechtslage bei Mediationsklauseln in 
Gesellschaftsverträgen verhält, ist derzeit weitgehend un-
geklärt. Soweit sich die Literatur damit auseinander-
setzt, sieht sie Mediationsklauseln als denkbaren Inhalt 
des Gesell schaftsvertra gs an (vgl. Dendorfer/Krebs, 
MittBayNot 2008, 85, 92; Rombach, in: Beck’sches 
Formularbuch GmbH-Recht, 2010, C. II. 4; Römermann/
Seibt, Münchener Anwaltshandbuch GmbH-Recht, 3. Aufl. 
2014, § 2 Rn. 354 ff.). 

Demzufolge dürfte sich die Beurkundungspflicht des 
§ 2 Abs. 1 S. 1 GmbHG wie bei Schiedsklauseln auf eine 
entsprechende Mediationsklausel erstrecken, wenn die 
Klausel als korporativer Satzungsbestandteil auch gegen-
über künftigen Gesellschaftern wirken soll. 

Bzgl. der Mediationsordnung dürfte sich die Rechts lage 
ebenso darstellen wie bzgl. der Schiedsordnung (vgl. hier-
zu Töben, RNotZ 2013, 321, 324). Handelt es sich um 
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eine dynamische Ver weisung auf die jeweils geltende 
Mediationsordnung, ist parallel zur Schiedsordnung eine 
Beurkundungspflicht abzulehnen (so auch Töben, RNotZ 
2013, 321, 324). 

3. Ergebnis
Die Schiedsvereinbarung ist notariell zu beurkunden. 
Entsprechendes gilt für die Mediationsklausel. 

Bei Schieds- und Mediationsordnungen ist zu differen-
zieren. Liegt eine dynamische Verweisung auf die je-
weils geltende Ord nung vor, bedarf die Ordnung keiner 
Beurkundung.

BGB §§ 1767, 1768  
Readoption durch den leiblichen Vater; 
Beteiligung des Ehegatten 

I. Sachverhalt
Ein Minderjähriger ist von seinem Stiefvater nach den 
Vorschriften der §§ 1741, 1754 u. 1755 Abs. 1 BGB als 
Kind angenommen worden. Der biologische Vater hat dazu 
seine Einwilligung erteilt. Die leibliche Mutter und der 
Stiefvater sind noch miteinander verheiratet. 

Inzwischen ist der Angenommene volljährig, verheiratet 
und hat selbst Kinder. Nunmehr soll die Adoption aufge-
hoben werden bzw. eine Rückadoption durch den biolo-
gischen Vater erfolgen. Der biologische Vater ist ebenfalls 
verheiratet und hat weitere Kinder. 

II. Frage
Ist eine Aufhebung der Adop tion bzw. eine Rückadoption 
durch den biologischen Vater ohne Einbeziehung seiner 
Ehefrau möglich? 

III. Zur Rechtslage
1. Aufhebung der Minderjährigenadoption
Die Aufhebung einer Minderjährigenadoption kommt nur 
in eng begrenzten Fällen in Betracht. Zum einen sieht 
das Gesetz eine Aufhebung nach § 1760 BGB bei Fehlen 
erheblicher Erklärungen vor. Zum anderen lässt es eine 
Aufhebung von Amts wegen gem. § 1763 BGB zu, wenn 
dies aus schwerwiegenden Gründen zum Wohle des Kindes 
erforderlich ist. Ist das Kind wie vor liegend nicht mehr 
minderjährig, scheidet eine Aufhebung nach dieser Vor-
schrift aus – und zwar unabhängig davon, ob ein wichtiger 
Grund gegeben wäre. 

2. Readoption des leiblichen Kindes
Vorliegend wäre daher allenfalls eine neue Adoption durch 
den leiblichen Vater zu erwägen. 

a) Grundsätzliche Zulässigkeit
§ 1742 BGB steht dabei einer erneuten Adoption nicht 
entge gen. Wie sich aus § 1768 Abs. 1 S. 2 BGB ergibt, 
gilt diese Vorschrift im Rahmen der Volljährigenadoption 
nicht. Die Verweisung in § 1768 BGB (eingeführt durch 
das Gesetz zur Än derung adoptionsrechtlicher Vorschriften 
– AdoptRÄndG v. 4.12.1992, BGBl. I, S. 1974 – mit 
Wirkung vom 12.2.1992) beschränkt das Verbot der 
Mehrfachadoption folglich auf Minderjährige. Seit 1992 ist 
die Annahme eines Volljährigen damit selbst dann möglich, 
wenn der Volljährige schon vorher einmal adoptiert worden 

ist. Uner heblich ist, ob der erneut Anzunehmende bei der 
ersten Annahme minderjährig oder bereits volljährig war 
(MünchKommBGB/Maurer, 6. Aufl. 2012, § 1742 Rn. 9 
m. w. N.). 

Das Verbot der Mehrfachadoption wurde für Volljährige 
vor allem gelockert, um die Rückadoption (Readoption) 
durch einen leiblichen Elternteil zu ermöglichen, 
etwa wenn die Ehe, in der die Stiefkindadoption er-
folgt war, gescheitert ist (vgl. Liermann, FamRZ 1993, 
1263, 1265). Die Zulassung der Readoption trägt so 
u. a. dem Umstand Rechnung, dass die Aufhebung einer 
Minderjährigenadoption nur im extremen Ausnahme fall 
zulässig ist (vgl. Ziff. 1). Readoption bedeutet damit auch 
nicht eine Aufhebung der Minderjährigenadoption, sondern 
die Begründung eines neuen Eltern-Kind-Verhältnisses. 

b) Besondere Voraussetzungen
Die sonstigen Voraussetzungen der Readoption durch den 
leiblichen Elternteil müssen freilich erfüllt sein, insbeson-
dere muss die Annahme sittlich gerechtfertigt sein (§ 1767 
Abs. 1 BGB). Dies ist nach Hs. 2 der Vorschrift insbe-
sondere dann der Fall, wenn zwischen dem Annehmenden 
und dem Anzunehmenden ein Eltern-Kind-Verhältnis be-
reits entstanden ist. Davon lässt sich vorliegend wohl aus-
gehen, zumal es sich um den leiblichen Vater handelt. 

Allerdings hat der biologische Vater zwischenzeitlich ge-
heiratet. Für Ehegatten ist nach dem Gesetz grundsätz-
lich nur die gemeinschaftliche Adoption vorgesehen 
(vgl. § 1741 Abs. 2 S. 2 BGB). Einzeln kann eine ver-
heiratete Person nur das Kind eines Ehegatten annehmen 
(Stiefkindadoption, § 1741 Abs. 2 S. 3 BGB). Darüber 
hinaus kommt eine Einzelannahme lediglich in Betracht, 
wenn der andere Ehegatte kein Kind adoptieren kann, weil 
er geschäftsunfähig oder noch keine 21 Jahre alt ist (§ 1741 
Abs. 2 S. 4 BGB). Im Übrigen ist die Adoption durch einen 
Ehegatten allein folglich unzulässig. 

Für die Adoption durch den biologischen Vater des Kindes 
gilt grundsätzlich nichts anderes. In diesem Sinne entschied 
das OLG Hamm mit Beschluss vom 24.9.2002 (FGPrax 
2003, 70 =  FamRZ 2003, 1039): § 1741 Abs. 2 S. 2 BGB 
schließe die Adoption durch einen Ehegatten allein auch 
dann aus, wenn geltend gemacht werde, die Annahme des 
volljährigen Kindes solle durch seinen bio logischen Vater 
erfolgen, nachdem die Fristen zur Anfechtung der recht-
lich als bestehend geltenden Vaterschaft des Ehemanns 
der Kindesmutter versäumt worden seien. Der An sicht des 
OLG Hamm hat sich die herrschende Literatur angeschlos-
sen (vgl. Staudinger/Frank, BGB, Neubearb. 2007, § 1741 
Rn. 40; G. Müller, in: Müller/Sieghörtner/Emmerling 
de Oliveira, Adoptionsrecht in der Praxis, 2. Aufl. 2011, 
Rn. 31). 

Es gibt in der Literatur aber auch abweichende Stimmen 
(vgl. Krause, NotBZ 2006, 221, 223 m. w. N.). In der 
Rechtsprechung hat namentlich das AG Rosenheim 
(FamRZ 2002, 1648) die Readoption des eigenen Kindes 
durch einen einzelnen biologischen Elternteil im Wege 
der teleologischen Reduktion des § 1741 Abs. 2 S. 2 BGB 
zugelassen. Die  Literatur lehnt diese Entscheidung an-
gesichts der klaren gesetzlichen Regelung allerdings ab 
(Staudinger/Frank, § 1741 Rn. 40; G. Müller, MittBayNot 
2011, 16, 19). In ähnlicher Weise hat sich in jüngerer Zeit 
das AG Lübeck (BeckRS 2012, 22045 = FamRZ 2012, 
1402) gegen eine erweiternde Ausle gung der gesetzli-
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chen Ausnahmen vom Grundsatz der gemeinsc haftli chen 
Ehegattenadoption ausgesprochen. 

Im Ergebnis dürfte daher zu erwarten sein, dass das 
Familiengericht keine Einzel adoption durch den leiblichen 
Vater aussprechen würde. 

3. Ergebnis
Eine Aufhebung der Minderjährigenadoption ist nicht mög-
lich. Zur Wiederherstellung eines Eltern-Kind-Verhältnisses 
auch im Rechtssinne könnte der leibliche Vater das Kind 
readoptieren, nach h. A. allerdings nur gemeinsam mit 
seiner neuen Ehefrau.

Fol gen de Gut ach ten kön nen Sie über unseren Gutachten-
Abrufdienst im Internet unter: 

http://www.dnoti.de

abrufen. In diesem frei zugänglichen Bereich können die 
Gutachten über die Gutachten-Abrufnummer oder mit 
Titelschlagworten aufgefunden werden. Dies gilt ebenfalls 
für die bisherigen Faxabruf-Gutachten.

WEG § 12; BGB §§ 2174, 2171 
Zustimmungspflichtigkeit der Erfüllung eines 
Vermächtnisses nach § 12 WEG; Auswirkungen eines 
Verwandtenprivilegs, wenn nur zwischen Beschwertem 
und Vermächtnisnehmer die Privilegierung einschlägig 
ist, nicht jedoch im Verhältnis zum Erblasser; Erfüllung 
eines Schenkungsvertrags als Veräußerung  
Abruf-Nr.: 136206

BGB §§ 107, 108, 167, 181, 182, 1068, 1629, 1643, 1795, 
1822 Nr. 3 u. 10, 1909, 2315, 2347 
Schenkung von GmbH-Geschäftsanteilen an Minder-
jährige; Nießbrauchsvorbehalt; Rückforderungsvorbe-
halt; Erforderlichkeit eines Ergänzungspflegers und 
einer familiengerichtlichen Genehmigung; Vertretung 
Minderjähriger in der Gesellschafterversammlung; 
Stimmrechtsvollmacht für Minderjährige 
Abruf-Nr.: 135500

BGB § 199 Abs. 1 Nr. 2; BNotO § 19 Abs. 1; 
BeurkG § 17 Abs. 1 S. 1 
Notarhaftung: Übermittlung einer Verände-
rungsmitteilung des Grundbuchamts als Vor-
aussetzung für Verjährungsbeginn; Beleh-
rungspflichten bei Teilflächenverkäufen

a) Im Bereich der Notarhaftung kann die Übermittlung 
einer Eintragungsnachricht des Grundbuchamts 
im Einzelfall – insbesondere in sehr einfach gela-
gerten Sachen – für die Erfüllung der subjektiven 
Voraussetzungen des Verjährungsbeginns nach § 199 
Abs. 1 Nr. 2 BGB (Kenntnis oder grob fahrlässige 
Unkenntnis von einer Amtspflichtverletzung des Notars) 
ausreichen.

b) Geht es jedoch um komplexe, für den Geschädigten 
schwer überschaubare Grundbuchvorgänge, so kann 
nicht ohne weiteres davon ausgegangen werden, dass die-
ser mit der Übersendung einer Veränderungsmitteilung 
zugleich Kenntnis von einer Amtspflichtverletzung des 
Notars erlangt oder diesbezüglich fortan grob fahrläs-
sig keine Kenntnis hat.

c) Zu den Amtspflichten des Notars bei der Beurkundung 
des Verkaufs von Grundstücksteilflächen und ihrer 
Lastenfreistellung.

BGH, Urt. v. 11.9.2014 – III ZR 217/13

Problem
Gegenstand der BGH-Entscheidung sind neben verjäh-
rungsrechtlichen Fragen der Notarhaftung auch notarielle 
Belehrungspflichten beim Verkauf von Teilflächen.

Ein Grundstück stand im Miteigentum von zwei Brüdern. 
In Abt. III war das Grundstück an erster Rangstelle 
mit einer Eigentümerhypothek und an zweiter Rangstelle 
mit einer Eigentümergrundschuld belastet. An dritter 
Rangstelle stand eine Buchgrundschuld zugunsten einer 
Rechtsanwältin. Der Notar beurkundete den Verkauf 
einer zu vermessenden Teilfläche aus dem Grundbesitz. 
Die Miteigentümer (Verkäufer) bewilligten die Löschung 
der Rechte in Abt. III am gesamten Grundbesitz. Zum 
Vertragsvollzug übersandte die Rechtsanwältin eine 
Löschungsbewilligung für ihre Buchgrundschuld am 
gesamten Grundbesitz. Die Rechtsanwältin nahm ihre 
Löschungsbewilligung jedoch kurze Zeit später wieder 
zurück und beschränkte sie auf die veräußerte Teilfläche. 

Obwohl im Folgenden ein Kaufvertragsnachtrag beurkun-
det wurde, wies der Notar die Miteigentümer nicht darauf 
hin, dass die Rechtsanwältin die Löschungsbewilligung 
zwischenzeitlich beschränkt hatte. Nach Vollzug 
des Kaufvertrags übersandte das Grundbuchamt den 
Miteigentümern eine Veränderungsmitteilung im Umfang 
von elf Seiten. 

Das Grundpfandrecht der Rechtsanwältin rückte auf 
der von den Miteigentümern zurückbehaltenen Fläche 
(Restfläche) wegen der Löschung der Eigentümerrechte 
an die erste Rangstelle. Die Rechtsanwältin betrieb aus 
ihrem Grundpfandrecht die Zwangsversteigerung. Die 
Miteigentümer nahmen den Notar auf Schadensersatz 
mit der Begründung in Anspruch, er hätte sie über die 
Möglichkeit einer Pfandfreigabe und die Folgen einer 
Löschung der Eigentümerrechte am gesamten Grundbesitz 
belehren müssen. Das OLG wies die Klage ab. Es be-
jahte zwar eine Amtspflichtverletzung, hielt den 
Schadensersatzanspruch aber für verjährt.

Entscheidung
Die Revision hatte Erfolg. Nach Auffassung des BGH 
steht den Miteigentümern (Verkäufern) gegen den Notar 
ein Anspruch auf Schadensersatz gem. § 19 Abs. 1 S. 1 
BNotO zu.

Der Notar habe eine Amtspflicht verletzt. Wenn Gegenstand 
des Grundstückskaufvertrags eine Teilfläche sei, sei der 
Notar nach § 17 Abs. 1 S. 1 BeurkG verpflichtet, mit den 
Beteiligten zu erörtern, wie die Lastenfreistellung zu be-
werkstelligen sei. Eine Lastenfreistellung könne sowohl 
durch vollständige Löschung als auch durch Teillöschung 

Gutachten im Abrufdienst

Rechts pre chung
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(Entlassung der verkauften Teilflächen aus der Mithaft) 
der Pfandrechte geschehen. Der Notar habe über die recht-
lichen und wirtschaftlichen Folgen dieser Möglichkeiten 
zu belehren, insbesondere über die Rangverhältnisse von 
Eigentümergrundpfandrechten, soweit sie auf dem nicht 
veräußerten Teil ruhen blieben. Diese Belehrung habe der 
Notar weder bei der Beurkundung des Kaufvertrags noch 
des Nachtrags vorgenommen.

Aus dem Wortlaut des Kaufvertrags und der anschließenden 
Abwicklung ergebe sich, dass die Beteiligten und der Notar 
zunächst davon ausgegangen seien, dass die in Vollzug 
des Kaufvertrags herbeizuführende Lastenfreistellung den 
gesamten Grundbesitz erfassen solle. Insoweit stelle die 
nachträgliche Beschränkung der Pfandfreigabe auf 
die verkauften Teilflächen eine erhebliche Abweichung 
der vereinbarten Vollzugsmodalitäten zum Nachteil der 
Miteigentümer dar. Der Notar hätte sie hierüber infor-
mieren und auf die damit verbundenen Folgen sowie die 
Möglichkeit einer auf den veräußerten Grundbesitz be-
schränkten Pfandfreigabe hinweisen müssen. 

Der Schadensersatzanspruch gegen den Notar sei nicht 
verjährt (§ 214 Abs. 1 BGB i. V. m. § 19 Abs. 1 S. 1 
BNotO). Die Veränderungsmitteilung des Grundbuchamts 
habe die dreijährige Verjährungsfrist (§ 195 BGB) nicht in 
Lauf gesetzt, weil die Miteigentümer von den anspruchs-
begründenden Umständen keine Kenntnis erlangt und sich 
insoweit auch nicht grob fahrlässig in Unkenntnis befunden 
hätten (§ 199 Abs. 1 Nr. 2 BGB).

Grob fahrlässige Unkenntnis liege nur vor, wenn der 
Gläubiger ganz naheliegende Überlegungen nicht angestellt 
oder das nicht beachtet habe, was im gegebenen Fall jedem 
hätte einleuchten müssen. Im Bereich der Notarhaftung 
könne die Übermittlung einer Eintragungsnachricht des 
Grundbuchamts (§ 55 GBO) im Einzelfall – insbesondere 
in sehr einfach gelagerten Sachen – für die Erfüllung der 
subjektiven Voraussetzungen des Verjährungsbeginns 
nach § 199 Abs. 1 Nr. 2 BGB ausreichen (vgl. bereits BGH 
NJW 1999, 2183, 2186 = DNotI-Report 1999, 153). Den 
Grundbuchbeteiligten treffe allgemein die Obliegenheit, 
ihm übersandte Eintragungsnachrichten zu prüfen (vgl. 
bereits BGH NJW 1984, 1748 = DNotZ 1984, 511). Sei 
eine „unrichtige“ (etwa abredewidrige) Eintragung erfolgt, 
so müsse der Betroffene neben einer Amtspflichtverletzung 
des Grundbuchamts auch eine Amtspflichtverletzung 
des Notars in Erwägung ziehen. Denn auch wenn der 
Fehler primär dem Grundbuchamt unterlaufen sei, hät-
te der Notar diesen Fehler bemerken und entsprechende 
Schritte zu seiner Behebung unternehmen müssen. Der 
Geschädigte dürfe sich jedoch in aller Regel darauf 
verlassen, dass der Notar amtspflichtgemäß handele und 
Grundbucheintragungen selbst fachkundig kontrollie-
re. Gehe es um komplexe, für den Geschädigten schwer 
überschaubare Grundbuchvorgänge, könne man nicht ohne 
Weiteres annehmen, dass dieser mit Übersendung der 
Veränderungsmitteilung grob fahrlässig keine Kenntnis 
habe. 

Im vorliegenden Fall sei bei der elf Seiten umfassenden 
und selbst für einen Juristen nicht leicht zu überschau-
enden Eintragungsmitteilung des Grundbuchamts nicht 
hinreichend deutlich erkennbar, welche Flächen von der 
Löschung betroffen gewesen seien und welche nicht. Der 
genaue Unterschied zwischen der vollständigen Löschung 
eines Grundpfandrechts und seiner „Teillöschung“ sei 
außerdem einem juristischen Laien in aller Regel nicht be-

kannt. Von einer grob fahrlässigen Unkenntnis könne man 
daher nicht sprechen.

Abschließend weist der BGH auf die Bestimmung 
des § 1179a BGB hin und deutet an, dass eine 
Schadensersatzpflicht evtl. ausscheidet, wenn die 
Rechtsanwältin von den Miteigentümern die Löschung 
der Eigentümergrundpfandrechte ohnehin hätte verlangen 
können.

BGB §§ 516, 1821 Abs. 1 Nr. 5 
Keine familiengerichtliche Genehmigung erfor-
derlich bei Übertragung eines nießbrauchs-
belasteten und vermieteten Grundstücks auf 
einen Minderjährigen  

Die schenkweise Übertragung eines Grundstücks ist 
nicht allein deshalb als teilentgeltlich zu behandeln, weil 
die schuldrechtliche Vereinbarung den Hinweis darauf 
enthält, dass der Minderjährige künftig kraft Gesetzes 
in bestehende Vertragsverhältnisse aus der Vermietung 
des übertragenen Grundbesitzes eintreten wird.

OLG Hamm, Beschl. v. 6.8.2014 – 15 W 94/14  

Problem
Der Veräußerer ist Eigentümer eines Grundstücks, das mit 
einem Nießbrauch zugunsten eines Dritten belastet ist. Der 
Grundbesitz ist vermietet.

Der Veräußerer übertrug den Grundbesitz schenkwei-
se auf einen minderjährigen Erwerber; dieser wur-
de bei Vertragsschluss von seinen Eltern vertreten. Im 
Übertragungsvertrag heißt es:

„Die Schenkungsempfänger haben von den bestehenden 
Mietverhältnissen Kenntnis. Sie wurden darauf hingewie-
sen, dass sie erst nach Beendigung der Nießbrauchsrechte 
in diese Mietverhältnisse eintreten. Die Vertragsparteien 
sind sich darüber einig, dass der Erschienene zu 4) 
[Nießbraucher] als Nießbraucher auch zukünftig Vermieter 
bleibt bzw. wird.”

Die Eintragung einer Auflassungsvormerkung für den 
Erwerber wurde bewilligt und beantragt. Das Grundbuchamt 
lehnte die Eintragung der Auflassungsvormerkung ab: Es 
fehle an der für die Wirksamkeit des Vertrags erforderli-
chen familiengerichtlichen Genehmigung. 

Entscheidung
Die gegen die Ablehnung gerichtete Beschwerde war er-
folgreich.

Das OLG Hamm legt zunächst dar, dass die Auflassungs-
vormerkung unabhängig von der Wirksamkeit des 
Vertrags einzutragen war. Selbst wenn der Vertrag der 
familiengerichtlichen Genehmigung bedürfte, wäre er le-
diglich schwebend unwirksam. Ansprüche aus schwebend 
unwirksamen Verträgen würden aber hinsichtlich ihrer 
Vormerkungsfähigkeit wie künftige Ansprüche (§ 883 
Abs. 1 S. 2 BGB) behandelt (BayObLG DNotZ 1990, 297; 
KG FGPrax 2011, 79; Schöner/Stöber, Grundbuchrecht, 
15. Aufl. 2012, Rn. 1490). Es müsse lediglich eine be-
stimmte Grundlage für die Gestaltung (Rechtsboden) des 
Anspruchs vorhanden und eine vorläufige Bindung des 
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Verpflichteten begründet sein, die dieser nicht einseitig 
beseitigen könne. Eine solche vorläufige Bindung sei ins-
besondere dann gegeben, wenn die wirksame Entstehung 
des Anspruchs nur noch von der Erteilung einer familienge-
richtlichen Genehmigung abhänge und dem Verpflichteten 
keine Möglichkeit eingeräumt sei, sich einseitig vom 
Vertrag zu lösen. Deshalb sei der künftige Anspruch 
des minderjährigen Erwerbers vormerkungsfähig gewe-
sen, auch wenn der Vertrag noch eine familiengerichtliche 
Genehmigung erfordert habe.

Davon abgesehen bedürfe der Vertrag ohnehin keiner fami-
liengerichtlichen Genehmigung. 

Ein Genehmigungserfordernis ergebe sich nicht aus den 
§§ 1643 Abs. 1, 1822 Nr. 5 BGB. Genehmigungspflichtig 
sei danach ein Miet- oder Pachtvertrag, durch den der 
Mündel zu wiederkehrenden Leistungen verpflichtet werde, 
wenn das Vertragsverhältnis länger als ein Jahr nach dem 
Eintritt der Volljährigkeit fortdauern solle. Die Vorschrift 
sei bereits deshalb nicht anwendbar, weil die Beteiligten 
inhaltlich keine Vereinbarung über einen Eintritt des 
Erwerbers in bestehende Mietverhältnisse getroffen hät-
ten. Ein Eintritt komme nur aufgrund der gesetzlichen 
Vorschriften der §§ 1056 Abs. 1, 566 BGB in Betracht, 
wenn der Nießbrauch des Berechtigten erlösche. Für die-
se gesetzliche Folge des Eigentumserwerbs gelte § 1822 
Nr. 5 BGB aber nicht. Die Vorschrift verlange eine rechts-
geschäftliche Begründung des Mietverhältnisses. Eine 
analoge Anwendung auf den gesetzlichen Eintritt in ein 
Mietverhältnis scheide aus Gründen der Rechtssicherheit 
aus (vgl. bereits BGH NJW 1983, 1780, 1781 = DNotZ 
1983, 362). 

Eine familiengerichtliche Genehmigung sei auch nicht 
gem. §§ 1643 Abs. 1, 1822 Nr. 10 BGB erforderlich. 
Diese Vorschrift betreffe die Übernahme einer frem-
den Verbindlichkeit, insbesondere zur Eingehung einer 
Bürgschaft. Nach gefestigter Rechtsprechung greife die 
Vorschrift nur ein, wenn eine fremde Schuld zwar nach 
außen hin als eigene übernommen werde, im Innenverhältnis 
jedoch allein der Erstschuldner hafte und ersatzpflichtig 
bleibe (vgl. BGHZ 60, 385 = NJW 1973, 1276; NJW 1983, 
1780, 1781). Der Erwerber trete mit dem Erlöschen des 
Nießbrauchs nach den gesetzlichen Vorschriften aber ohne 
Rückgriffsmöglichkeit in die Mietverhältnisse ein. Die 
Anwendung des § 1822 Nr. 10 BGB scheide daher aus.

Nicht einschlägig sei schließlich das Genehmigungs-
erfordernis aus §§ 1643 Abs. 1, 1821 Abs. 1 Nr. 5 BGB. 
Danach sei ein Vertrag genehmigungsbedürftig, der auf den 
entgeltlichen Erwerb eines Grundstücks gerichtet sei. Es 
lasse sich nicht feststellen, dass der vorliegende Vertrag auf 
eine (auch nur teilweise) entgeltliche Eigentumsübertragung 
gerichtet sei. Die Entgeltlichkeit eines Rechtsgeschäfts sei 
nach dem Inhalt des von den Beteiligten geschlosse-
nen Vertrags zu beurteilen. Jede Gegenleistung führe 
dazu, dass der Vertrag genehmigungspflichtig werde. Die 
Gegenleistung sei von Beschränkungen abzugrenzen, 
die lediglich den wirtschaftlichen Wert der Gegenleistung 
minderten. 

Zu solchen Beschränkungen, die keine Gegenleistungen 
seien, zählten die in Abt. II des Grundbuchs bestehenden 
übernommenen Rechte sowie Schenkungsauflagen, die 
durch vormerkungsgesicherte Rückübertragungsansprüche 
gesichert seien. Auch dass der Erwerber nach den gesetz-

lichen Bestimmungen bei Beendigung des Nießbrauchs 
in die bestehenden Mietverhältnisse eintrete, sei un-
beachtlich. Beschränke sich der Vertrag auf einen ent-
sprechenden Hinweis, so sei dies nur ein Hinweis auf die 
gesetzlichen Folgen des Eigentumserwerbs, nicht aber auf 
eine vertraglich zu erbringende Gegenleistung. In diesem 
Punkt unterscheide sich der vorliegende Fall maßgeblich 
von der Konstellation, dass der Schenkungsvertrag über 
die gesetzliche Folge hinausgehend eine Übernahme von 
Verpflichtungen aus bestehenden Mietverhältnissen im 
Innenverhältnis vorsehe, unabhängig vom Zeitpunkt des 
Eigentumserwerbs und des gesetzlichen Vertragseintritts 
nach § 566 BGB (vgl. hierzu KG FGPrax 2011, 79). Eine 
gerichtliche Genehmigung sei daher nicht erforderlich.

D. Eckhardt/M. Hermanns (Hrsg.), Kölner Handbuch 
Gesellschaftsrecht, 2. Aufl., Carl Heymanns Verlag, 
Köln 2014, 1347 Seiten, 149.– € 

An Handbüchern zum Gesellschaftsrecht fehlt es auf 
dem juristischen Büchermarkt gewiss nicht. Dennoch 
nimmt das Kölner Handbuch Gesellschaftsrecht eine 
Ausnahmestellung ein. Es behandelt sämtliche gesell-
schaftsrechtlichen Fragen aus dem Blickwinkel der no-
tariellen Praxis. Die Darstellung berücksichtigt neben 
dem Personengesellschaftsrecht inkl. GbR (Kapitel 1) das 
GmbH-Recht (Kapitel 2) und u. a. auch das Aktienrecht 
(Kapitel 3). Mit fast 400 Seiten nimmt die Darstellung des 
Umwandlungsrechts besonderen Raum ein (Kapitel 5). Mit 
großem Gewinn liest man Kapitel 6 zum Vertragskonzern 
von Tebben – nicht nur, weil das Vertragskonzernrecht in 
wenigen Büchern in seinen notarspezifischen Bezügen 
dargestellt wird, sondern weil die Darstellung nahezu 
sämtliche Probleme berücksichtigt. Für die Praxis hilf-
reich ist auch der Überblick, den Bischoff im Kapitel 
„Internationales Gesellschaftsrecht“ über die Existenz- 
und Vertretungsnachweise bei Gesellschaften ausländischer 
Staaten bietet (Kapitel 7, Rn. 60-103).

Die Herausgeber haben sich seinerzeit bewusst dagegen 
entschieden, vollständige Vertragsmuster abzudrucken (vgl. 
S. VII). Dafür finden sich einzelne Textbausteine an zahl-
reichen Stellen, die aber nicht sämtliche Punkte abdecken. 
Das Buch würde sicherlich an Wert für die Praxis gewin-
nen, wenn es wie andere Werke des Carl Heymanns Verlag 
auch Gesamtformulare enthielte.

Nichtsdestoweniger ist das Werk ein fantastischer Ratgeber 
für die notarielle Vertragsgestaltung.

Notarassessor Dr. Johannes Weber

Ingenstau/Hustedt, ErbbauRG, 10. Aufl., Carl 
Heymanns Verlag, Köln 2014, 595 Seiten, 114.– €

Gemessen an seiner praktischen Bedeutung ist die Literatur 
zum ErbbauRG relativ dünn gesät. Umso dankbarer ist man, 
dass der einzige Spezialkommentar zum ErbbauRG nun-
mehr in Neuauflage vorliegt. Zum Autorenkreis gehören 
neben den Notaren Hustedt und Bardenhewer der aus zahl-
reichen Publikationen zum WEG bekannte Rechtsanwalt 
Drasdo – er kommentiert das Wohnungserbbaurecht 

Li te ra tur hin wei se
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(Anhang III) –  und der Steuerberater und Wirtschaftsprüfer 
Glade, der die Bezüge des Erbbaurechts zum Steuerrecht 
erläutert (Anhang I).

Der Kommentar liest sich sehr angenehm, weil die Autoren 
ihre Auffassungen stets nachvollziehbar begründen, ohne 
in unwichtige Details abzuschweifen. Hustedt tritt be-
herzt für die Zulässigkeit von Nachbarerbbaurechten ein 
(§ 1 Rn. 91-103). Bardenhewer lehnt die Entscheidung 
des BGH zur Anwendung von § 12 Abs. 3 ErbbauRG auf 
zugunsten des Erbbaurechts bestellte Rechte (§ 96 BGB) 
ab (BGH, Urt. v. 17.2.2012, DNotZ 2012, 760). Er hält es 
nach wie vor für angezeigt, Grunddienstbarkeiten nicht nur 
zugunsten des Erbbaurechts, sondern auch zugunsten des 
Erbbaugrundstücks zu bestellen (§ 12 Rn. 38).

Der Kommentar kann uneingeschränkt zur Anschaffung 
empfohlen werden.  

Notarassessor Dr. Johannes Weber

H.-F. Krauß, Immobilienkaufverträge in der Praxis, 
7. Aufl., Carl Heymanns Verlag, Köln 2014, 1864 Seiten, 
139.– €

Zwei Jahre nach der sechsten liegt nunmehr die siebte 
Auflage des grundlegenden Werks von Krauß vor. Das Buch 
lässt keine Wünsche offen. Krauß spart nicht das kleinste 
Detail des Immobilienkaufs aus. Die Neuauflage wurde 
u. a. um hilfreiche Formulierungsvorschläge zum „be-
treuten Wohnen“ (Rn. 2898 ff.) sowie um einen Abschnitt 
zur werdenden Wohnungseigentümergemeinschaft 
ergänzt (Rn. 2756 ff.). Wer nach dem Beschluss des 
BGH vom 9.5.2014 (V ZB 123/13, DNotZ 2014, 769 
= DNotI-Report 15/2014, 118) zumindest in gewissen 
Konstellationen beim Verkauf von Wohnungseigentum 
nicht auf eine Hausgeldschuldenfreiheitsbescheinigung als 
Fälligkeitsvoraussetzung verzichten mag, wird ebenfalls im 
Krauß fündig (Rn. 1212). Der große Vorteil des Buchs liegt 
nicht nur in seiner Aktualität, sondern auch in dem Konzept 
„Alles aus einer Hand“: Die Darstellung ist in den einzelnen 
Teilen vorzüglich aufeinander abgestimmt. 

Fazit: Das Buch gehört sicherlich zu den fünf wichtigsten 
Büchern der notarrechtlichen Literatur.

 Notarassessor Dr. Johannes Weber

K. Schmidt (Hrsg.), InsO, 18. Aufl., C. H. Beck Verlag, 
München 2013, 2607 Seiten, 199.– €

16 Jahre waren vergangen, seitdem die letzte Auflage des 
einbändigen Standardkommentars zur Konkursordnung von 
Kilger/Karsten Schmidt erschienen war. Wer glaubte, der 
Kommentar sei nur noch für rechtshistorische Erkenntnisse 
von Belang, sieht sich nun eines Besseren belehrt. Die 
18. Auflage, die nunmehr allein von K. Schmidt herausge-
geben wird, enthält eine vollständige Neukommentierung 
der InsO und der EuInsVO. Das Autorenteam besteht 
aus namhaften Wissenschaftlern und Praktikern. Wie ein 
Blick in das notarrechtliche Schrifttum verdeutlicht, ist die 
Bedeutung der InsO für die notarielle Vertragsgestaltung ge-
wiss nicht zu unterschätzen (vgl. Reul/Heckschen/Wienberg, 
Insolvenzrecht in der Gestaltungspraxis, 2012; Piegsa, Der 
Grundstückskaufvertrag in der Insolvenz des Verkäufers, 
RNotZ 2010, 433). Wer sich für den Kommentar von Karsten 
Schmidt entscheidet, hat auch für die Vertragsgestaltung 

einen hervorragenden Ratgeber zur Hand. Dies gilt 
etwa hinsichtlich der Ausführungen zum Schutz einer 
Eigentumsvormerkung (§ 106 Rn. 5 ff.) oder zur insolvenz-
rechtlichen Behandlung von Gesellschafterdarlehen (vgl. 
§ 135 InsO, § 39 InsO Rn. 25-54).

Notarassessor Dr. Johannes Weber

Scholz, GmbHG, Bd. II, §§ 35-52, 11. Aufl., Dr. Otto 
Schmidt Verlag, Köln 2014, 3316 Seiten, 149.– €

Der zweite Band des Scholz behandelt Vorschriften des 
GmbH-Rechts, die für die notarielle Praxis von zentra-
ler Bedeutung sind, insbesondere die §§ 35, 39, 40 und 
46 bis 49 GmbHG. Auch in der elften Auflage genügt 
die Kommentierung dabei höchsten wissenschaftlichen 
Maßstäben und bietet zugleich der Praxis eine vorzügliche 
Arbeitshilfe.

Schneider/Schneider erörtern die Rechtsfragen der In-
sich-Geschäfte von Geschäftsführern in einer Tiefe, 
wie man sie nur in wenigen Kommentaren findet (§ 35 
Rn. 133-186). Auch die Kommentierung von Seibt zur 
Gesellschafterliste behandelt sämtliche Probleme. Seibt 
hebt das gestiegene Richtigkeits- und Transparenzniveau 
des Gesellschafterbestands hervor, das die Neufassung 
des § 40 GmbHG nach dem MoMiG gewährleistet (§ 40 
Rn. 10). Ein Testamentsvollstreckervermerk soll nach 
Auffassung von Seibt in die Liste eingetragen werden kön-
nen (§ 40 Rn. 27; a. A. OLG Köln, Beschl. v. 21.7.2014, 
NZG 2014, 1272 = MittBayNot 2014, 549). Eine differen-
zierende Ansicht vertritt er zum Problem der Zuständigkeit 
für die Einreichung neuer Gesellschafterlisten bei mittel-
baren Mitwirkungen des Notars an einer Veränderung des 
Gesellschafterbestands (§ 40 Rn. 61-67): Während eine 
Notarzuständigkeit beim Übergang von Geschäftsanteilen 
im Wege der Verschmelzung, des Formwechsels sowie 
bei der Mitwirkung an Firmen- oder Sitzänderungen 
eines Gesellschafters nicht bestehe, sei der Notar bei 
Beurkundung einer den Gesellschafter betreffenden 
Spaltung zur Einreichung einer neuen Gesellschafterliste 
verpflichtet.

Der Scholz ist ein Klassiker der Kommentierungen zum 
GmbH-Recht und darf in einem gesellschaftsrechtlich 
orientierten Notariat nicht fehlen.

Notarassessor Dr. Johannes Weber

H. Weingärtner/D. Gassen, DONot, 12. Aufl., Carl 
Heymanns Verlag, Köln 2013, 607 Seiten, 129.– € 

Jeder Notar muss die DONot kennen. Stellen sich 
Zweifelsfragen, sollte man einen Kommentar zur Hand ha-
ben. Der Kommentar von Weingärtner und Gassen eignet 
sich als Ratgeber hervorragend. Beispielhaft hierfür erwähnt 
sei die Kommentierung zu § 26 DONot. Sie deckt alle nur 
erdenklichen Fälle ab, in denen sich Schwierigkeiten bei 
der Identitätsfeststellung der Beteiligten ergeben. Ob es 
im Ausnahmefall ausreichend sein kann, einen Beteiligten 
mithilfe einer Bahncard zu identifizieren (so Weingärtner, 
§ 26 Rn. 12), muss man allerdings kritisch hinterfragen. Die 
Kommentierung zu Fragen des Geldwäschegesetzes (GwG) 
ist recht ausführlich und beantwortet die Fragen, die für die 
Praxis wichtig sind. Weingärtner weist darauf hin, dass der 
Notar nach seinem Ermessen den Urkundenvollzug aus-
setzen kann, bis ein Beteiligter ein den Anforderungen des 
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GwG genügendes Ausweisdokument beibringt (§ 26 Rn. 33 
unter Hinweis auf die BNotK). 

Die Besonderheit des Kommentars: Er enthält einen eige-
nen Teil zu Fragen des elektronischen Rechtsverkehrs. 
Gassen gibt dabei in seinen Ausführungen auch praktische 
Hinweise für die technische Organisation des Notarbüros.

Notarassessor Dr. Johannes Weber

F. Eggert, Weisungsrecht und Vorabbericht beim genehmigten 
Kapital der GmbH, GmbHR 2014, 856

C. Münch, Rechtsprechungsübersicht Erbrecht, FamRZ 2014, 
1073

U. Noack, Zur vorläufigen Wirksamkeit angefochtener Gesell-
schafterbeschlüsse – Handlungen während der Schwebezeit, 
DB 2014, 1851

S. Ott, Änderung des Ausübungsbereichs beim bestehenden 
Erbbaurecht, notar 2014, 265

M. Rapp, Das Erbbaurecht im Rangkonflikt mit Dienstbarkei-
ten, MittBayNot 2014, 412

W. Reetz, Versorgungsausgleich im System der Inhalts- und 
Ausübungskontrolle, Teil 1, NotBZ 2014, 201, Teil 2, NotBZ 
2014, 241

H. Reitze, Die rechtliche Einordnung von Wissenserklärungen 
bei Grundstückskaufverträgen, ZfIR 2014, 582

C. Riedel, Die Cash-Gesellschaft ist tot, es lebe die Finanzie-
rungsgesellschaft – jedenfalls bis zur nächsten Gesetzesände-
rung, ZErb 2014, 209

K. Schmidt, Register-Unfähigkeit der GmbH & Still, NZG 
2014, 881

Ter mi ne für Januar 2015 – An mel dung und nä he re In for-
ma tio nen bit te di rekt beim DAI-Fach in sti tut für No ta re, 
Post fach 250254, 44740 Bo chum, Tel. (0234) 970 64 18, 
Fax (0234) 70 35 07 (www.an walts in sti tut.de).

21. Vorbereitungslehrgang auf die notariel-
le Fachprüfung (Diehn/Reetz/Seebach/Tiedtke), 12.-
17.1.2015 Bochum

22. Vorbereitungslehrgang auf die notariel-
le Fachprüfung (Diehn/Reetz/Tiedtke/Wandel), 26.-
31.1.2015 Berlin
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